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30 Vollzugsverordnung zum Ortsſtraßengeſetz .

2 . Verordnung des Miniſteriums des Innern

vom 19 . Dezember 1908 , den Vollzug des Orts⸗

ſtraßengeſetzes betreffend .
( Geſ. ⸗ und VOBl . 1908 S. 669) .

Zum Vollzuge des Ortsſtraßengeſetzes vom 15. Oktober 1908
verordnen wir auf Grund des § 32 Abſatz 5 mit Wirkung vom
1. Januar 1909 an, wie folgt :

J. Neueinteilung von Grundſtücken ( Bauplatzumlegung ) .
§ 1. Staatsverwaltungsbehörde im Sinne des § 19 Abſatz 2

Satz 2 des Ortsſtraßengeſetzes iſt das Miniſterium des Innern ,
welches das Erſuchen um Eintragung des erfolgten Eigentumsüber⸗
gangs durch Vermittelung des hiermit beauftragten Bezirksamtes
an das Grundbuchamt richten wird .

§S 2. In dem gemäß § 20 Abſatz 5 Satz 3 des Ortsſtraßen⸗
geſetzes erfolgenden Erſuchen des Bezirksamtes um Eintragung der
Sicherungshypothek ſind die zu belaſtenden Grundſtücke unter Be⸗
zeichnung der Lagerbuchnummer und der Grundbuchſtelle , der Betrag
der von dem Eigentümer gemäß § 14 Abſatz 5 des Ortsſtraßen⸗
geſetzes zu leiſtenden Entſchädigung auf Grund des von dem Mini⸗
ſterium des Innern für vollzugsreif erklärten Planes , die anſpruchs⸗
berechtigte Gemeinde ſowie der Zeitpunkt der Fälligkeit ihrer Ent⸗
ſchädigungsanſprüche anzugeben .

II . Beizugsverfahren zum Zwecke der Umlegung der in 8 22
des Ortsſtraßengeſetzes bezeichneten Straßenkoſten .

a) Aufſtellung allgemeiner Grundſätze .
§ 3. 1. Soll in einer Gemeinde ein Beizug der Eigentümer

der an eine Ortsſtraße angrenzenden Grundſtücke zu den in 8 22
des Ortsſtraßengeſetzes bezeichneten Straßenkoſten ſtattfinden , ſo ſind
zunächſt hinſichtlich der Art und des Umfangs dieſes Beizugs , ſowie
hinſichtlich des Maßſtabs für denſelben auf Antrag des Gemeinderats
durch Gemeindebeſchluß beſtimmte allgemeine Grundſätze aufzuſtellen ,
welche im Einzelfalle für die Bemeſſung der den Eigentümern auf⸗
zuerlegenden Verpflichtungen als Richtſchnur zu dienen haben .

2. Von dieſem Gemeindebeſchluß iſt dem Bezirksamt ! ) durch
Vorlage einer Abſchrift in doppelter Fertigung Kenntnis zu geben .

3. Das Bezirksamt ! ) überſendet nach erfolgter Prüfung und

) In den „ Städten “ ( § 3 Abſ . 1d u. §S 108 GemO . v. 5. Okt .
1921 ) kommen die in 88 3 —12 VVoO. z. OStch . feſtgeſetzten Zuſtän⸗
digkeiten des Bezirksamts nunmehr dem Landeskommiſſär zu, welcher
gemäß § 110 Ziffer 1 GemO . ohne Mitwirkung des Beirats ent⸗
ſcheiden kann , wenn nicht von den Beteiligten die Entſcheidung des
Beirats angerufen wird : Erl . d. Arb Min. v. 20. April 1923 Nr. 176˙2
( VSeitſchr . 1923 S. 88) .
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Erledigung etwaiger Beanſtandungen eine Fertigung der Oberdirektion
des Waſſer⸗ und Straßenbaues . “ )

4. Erfolgt keine Beanſtandung oder ſind die Beanſtandungen

erledigt , ſo ſind die Grundſätze in ortsüblicher Weiſe von der Ge⸗
meinde bekannt zu machen .

b) Beizugsverfahren im Einzelfalle .

§ 4. 1. Zum Zwecke des wirklichen Beizugs der Anſtößer
zu Straßenkoſtenbeiträgen im Sinne des § 22 des Ortsſtraßengeſetzes
iſt für jede einzelne Ortsſtraße jeweils ein beſonderer Gemeindebeſchluß
zu faſſen , zu welchem die Staatsgenehmigung von Fall zu Fall ein⸗

zuholen iſt .
2. Hierbei hat das in den 88 5 bis 9 bezeichnete Verfahren

einzutreten .

§S 5. 1. Der Gemeinderat ſtellt , nachdem über den Plan für
die Anlage der Ortsſtraße endgültig entſchieden iſt , einen im einzelnen

berechneten Überſchlag des Aufwandes , zu deſſen Beſtreitung die

Grundeigentümer beigezogen werden ſollen , ſowie eine Liſte der bei⸗

tragspflichtigen Grundeigentümer auf .
2. In der Liſte iſt die Größe der die Beitragspflicht begrün⸗

denden Grundſtücke ſowie das Maß ihrer an die Straße ſtoßenden
Grenzen anzugeben . Zugleich bezeichnet der Gemeinderat ausdrücklich
das Verhältnis , in welchem die Geſamtheit zu dem Aufwande bei⸗

zutragen hat , ſowie den Maßſtab , nach welchem der angeforderte
Beitrag auf die einzelnen Eigentümer verteilt werden ſoll.

3. Wenn und ſoweit hierbei von den nach 8 3 dieſer Verordnung

aufgeſtellten allgemeinen Grundſätzen wegen der beſonderen Verhältniſſe
des Falles abgewichen wird , ſind die letzteren näher darzulegen .

4. Iſt eines der als beitragspflichtig bezeichneten Grundſtücke
bereits ganz oder teilweiſe bebaut , ſo iſt dies in der Liſte erſichtlich

zu machen .
6. 1. Der Gemeinderat läßt die ſämtlichen in 85 bezeich⸗

neten Vorarbeiten ſamt dem Ortsſtraßenplan , aus welchem die Lage
der Grundſtücke zu erſehen iſt , 14 Tage lang auf dem Rathaus öffent⸗

lich auflegen , indem er zugleich eine angemeſſene Friſt feſtſetzt , innerhalb
deren bei Ausſchlußvermeiden Einwendungen geltend zu machen ſind .

2. Dieſe Verfügung wird öffentlich in ortsüblicher Weiſe ver⸗

kündet und außerdem durch beſondere Eröffnung den beteiligten

Grundeigentümern oder deren Bevollmächtigten und ſonſtigen Ver⸗

tretern , ſoweit ſie im Deutſchen Reich an bekannten Orten anweſend

ſind , zur Kenntnis gebracht .
3. Im übrigen ſoll , ſoferne dies ohne unverhältnismäßige Wei⸗

terungen möglich iſt , auch den im Reichsausland an bekannten Orten
befindlichen Beteiligten von der Verfügung Kenntnis gegeben und

bezüglich der an unbekannten Orten abweſenden Beteiligten nach

3 Jetzt: Waſſer⸗ und Straßenbaudirektion .
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§ 1911 des Bürgerlichen Geſetzbuchs verfahren werden ; gegebenen⸗
falls tritt an die Stelle der Abweſenden der Abweſenheitspfleger .

§ 7. 1. Nach Prüfung der erhobenen Einwendungen werden
die Anträge des Gemeinderats ſamt den erſteren dem Bürgerausſchuß
( der Gemeindeverſammlung ) zur Beſchlußfaſſung vorgelegt .

2. Der Gemeindebeſchluß , welcher die Beitragspflicht ausſpricht ,
iſt den einzelnen beteiligten Grundeigentümern unter Belehrung nach
§ 8 zu eröffnen und ſodann mit den Akten dem Bezirksamte zur
Erteilung der Staatsgenehmigung vorzulegen .

3. Die Vorſchriften des § 6 Abſatz 2 und 3 über die beſondere
Eröffnung finden entſprechende Anwendung .

§ 8. Einſprachen der in Anſpruch genommenen Grundeigen⸗
tümer gegen die Erteilung der Staatsgenehmigung ſind bei Ausſchluß⸗
vermeiden binnen 14 Tagen nach der Eröffnung des Gemeindebeſchluſſes
bei dem Bezirksamte ! ) mündlich zu Protokoll vorzutragen oder
ſchriftlich einzureichen , werden aber nur inſoferne beachtet , als ſie
entweder ſchon auf die erſte Aufforderung des Gemeinderats hin bei
dieſem vorgebracht waren oder gegen einen von dem erſten Entwurf
des Gemeinderats abweichenden Gemeindebeſchluß gerichtet ſind .

§ 9. 1. Der Beſchluß des Bezirksamtes ) ( im Falle des § 6
Ziffer 3 des Verwaltungsgeſetzes des Bezirksrates ) iſt der Gemeinde
und den beteiligten Grundeigentümern zu eröffnen . Die Eröffnung
an die Grundeigentümer , welche keine Einſprache erhoben haben ,
erfolgt durch den Gemeinderat .

2. Die Vorſchriften des § 6 Abſatz 2 und 3 über die beſondere
Eröffnung finden entſprechende Anwendung .

III . Beizugsverfahren zum Zwecke der Umlegung der in den
§ 8 23 und 24 des Ortsſtraßengeſetzes bezeichneten Koſten .

§ 10. Die Beſtimmungen der §s 3 bis 9 dieſer Verordnung
finden auf die Fälle der 8§8 23 und 24 des Ortsſtraßengeſetzes inſo⸗
weit entſprechende Anwendung , als der Koſtenerſatz unter Beſchränkung
auf beſtimmte Straßengebiete erfolgen ſoll .

§ 11. Gemeindebeſchlüſſe , welche den Koſtenerſatz im Voraus
allgemein regeln , ſind vom Bezirksamte vor Erteilung der Staatsgeneh⸗
migung durch Vermittelung der Waſſer⸗ und Straßenbauinſpektion ) der
Oberdirektion des Waſſer⸗ und Straßenbauess ) zur Kenntnis zu bringen .

IV. Verfahren bei Übertragung der Herſtellungs und Unter⸗
haltungspflicht an die Eigentümer im Falle des § 24 des Orts⸗

ſtraßengeſetzes .
§ 12. 1. Soll den Eigentümern der an eine Ortsſtraße an⸗

grenzenden Grundſtücke ſtatt der Verpflichtung zum Erſatze der von5
) 8. die Bemerkung zu § 3.
2) Jetzt : Waſſer⸗ und Straßenbauamt .
) Jetzt ; Waſſer⸗ und Straßenbaudirektion .
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der Gemeinde aufgewendeten Koſten die Auflage gemacht werden ,
die Herſtellung und Unterhaltung der in § 24 des Ortsſtraßengeſetzes
bezeichneten Anlagen ſelbſt vorzunehmen , ſo werden die dahin gehenden
Gemeindebeſchlüſſe auf Antrag des Gemeinderats erlaſſen und dem

Bezirksamtet ) zur Erteilung der Staatsgenehmigung vorgelegt .
2. Die Gemeindebeſchlüſſe ſind nach erfolgter Genehmigung vom

Gemeinderat öffentlich bekannt zu machen .

V. Sicherung der Anſprüche der Gemeinden aus öffentlichen Laſten .

13. 1. Das Verzeichnis , welches die Gemeinden nach § 25

Abſatz 3 des Ortsſtraßengeſetzes zu führen haben , muß mindeſtens
enthalten

a) die Bezeichnung des Grundſtücks ( Lagerbuchnummer , Haus⸗
nummer ) ;

b) den Vor⸗ und Zunamen , Stand und Wohnort des gegenwär⸗
tigen Eigentümers ;

c) die Bezeichnung der Art der Forderung ;
d) den Betrag der Forderung ; :
e) die Bezeichnung des Gemeindebeſchluſſes , auf dem die Bei⸗

tragspflicht beruht , nebſt der dazu erteilten Staatsgenehmigung ;
) den Zeitpunkt der Fälligkeit der Forderung ;
g) die kurze Bezeichnung der Tatſachen , welche nach dem Geſetze

die Fälligkeit begründen .
9. Das Verzeichnis ſoll ferner noch eine Spalte „ Bemerkungen “

zur Vormerkung der Tilgung der einzelnen Forderungen enthalten .

§ 14. 1. Der Eintrag in das in § 13 genannte Verzeichnis
hat zu erfolgen , ſobald die Staatsgenehmigung zum Gemeindebeſchluß
erteilt und die Straße hergeſtellt iſt .

2. Auf Antrag eines Beteiligten hat die Gemeinde die ihn
betreffende , im Verzeichnis eingetragene Forderung ziffernmäßig zu
erläutern .

3. Desgleichen ſind für den Fall , daß der Gemeindebeſchluß

zwar ſtaatlich genehmigt , die entſprechende Straßenherſtellung aber

noch nicht erfolgt iſt , den Beteiligten auf Grund der Gemeindeakten
die erforderlichen Aufſchlüſſe über den mit der Straßenherſtellung zur

Entſtehung gelangenden Erſatzanſpruch zu geben .

4. Auch kann hierüber ein beſonderes Vormerkungsverzeichnis
unter entſprechender Benützung des in § 13 vorgeſehenen Formulars
von der Gemeinde geführt werden ; gegebenenfalls iſt die in Abſatz 3

vorgeſehene Auskunft hieraus zu erteilen .

15. 1. Will eine Gemeinde auf Grund der Beſtimmungen
des § 3 Ziffer 6 des Geſetzes , die Ausführung des Reichsgeſetzes

) S. die Bemerkung zu 8 3.
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34 Techniſche Geſichtspunkte für Ortsbaupläne

über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung und der
Zivilprozeßordnung betreffend , vorzugsweiſe Befriedigung ihrer For⸗derung aus dem Erlös des Grundſtücks beanſpruchen, ſo hat ſie beim
Bezirksamt Antrag auf Ausſtellung einer ſchriftlichen Beſtätigunggemäß § 25 Abſatz 2 des Ortsſtraßengeſetzes zu ſtellen .

2. Dem Antrage ſind die zur Ausſtellung der Beſtätigung
nötigen Unterlagen und in jedem Fall ein Auszug aus dem Ver⸗
zeichnis des § 13 dieſer Verordnung anzuſchließen.

VI . übergangsbeſtimmung .

§ 16. 1. Die bei Verkündung dieſer Verordnung bereits er⸗
laſſenen Gemeindebeſchlüſſe über Aufſtellung allgemeiner Grundſätzenach 88 3 und 10 dieſer Verordnung ſind , ſoweit ſie nicht aufgehobenwerden , mit dem Ortsſtraßengeſetze vom 15. Oktober 1908 ſpäteſtensbis zum 1. Januar 1910 in Übereinſtimmung zu bringen .

2. Auf das Verfahren hierbei finden die Vorſchriften des 8 3
entſprechende Anwendung .

3. Darlegungen des bautechniſchen Referenten des Mini⸗
ſteriums des Innern vom 29. November 1908 über diebeĩ Ausarbeitung von Ortsſtraßenplänen vorzugsweiſeberückſichtigungswerten techniſchen Geſichtspunkte .

( Zu 8 2 des Ortsſtraßengeſetzes . )
Der 8 2 des Ortsſtraßengeſetzes vom 15. Oktober 1908 gibt die

Hauptgeſichtspunkte an, welche für die Gemeinde als die Auftrag⸗geberin und den Planfertiger des Ortsbauplanes als den Beauftragtenbei der Aufſtellung eines Ortsbauplanes maßgebend ſein ſollen . Dasmoderne Leben ſtellt an die Stadtbaukunſt und damit an Gemeindenund Bearbeiter der Ortsbaupläne erhöhte und andere Anforderungenals frühere Zeiten . Wenn man ſich bis vor wenigen⸗ Jahrzehntennoch damit begnügen konnte , den Ausbau größerer und kleinererOrte nur von Fall zu Fall und in ganz beſcheidenem Maße ſtückweiſevorzunehmen , ſo zwingen heute an denſelben Stellen oftmals die Ent⸗wickelung der Eiſenbahn , des Kleinbahnweſens , des Automobilverkehrs ,die erhöhten Anforderungen an die Geſundheit , die Zunahme desHandels und Verkehrs i

Stadt , endlich auch der Wunſch des Stadtbewohners , fern von demGetriebe , Lärm und Staub der Großſtadt Erholung zu finden , zuAnlagen nach veränderten Geſichtspunkten.
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